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Interpellation 

der Abgeordneten Frau Döhring, Frau Kipp-Kaule, 
Richter (Frankfurt) und Fraktion der SPD 


belr. Vorlage eines Heimarbeitsgesetzes. 


Die Fraktion der SPD hat am 20. Oktober 1949 mit Drucksache 
Nr. 75 den Antrag eingebracht, die Bundesregierung zu beauftragen, 
einen Entwurf für ein Heimarbeitsgesetz baldigst vorzulegen. Dieser 
Antrag wurde fast einstimmig angenommen. 

Bis heute hat jedoch die Bundesregierung den Gesetzentwurf nicht 
vorgelegt. Zwar wurde in der Sitzung des Ausschusses für Arbeit 
am 17. März 1950 anläßlich der Beratung des Gesetzentwurfes 
über die Festsetzung von MinHestarbeitsbedingungen, die im Hin- 
blick auf das in Kürze zu erwartende Heimarbeitsgesetz ausgesetzt 
wurde, von dem Vertreter des Arbeitsministers bekanntgegeben, 
„daß bereits in der kommenden Woche dem Kabinett das Heim- 
arbeitsgesetz vorgelegt werden dürfte.” Inzwischen soll dies auch 
erfolgt sein. 

Trotzdem sind weitere Monate vergangen. Durch das Fehlen eines 
Heimarbeitsgesetzes wie auch des Gesetzes über die Festsetzung 
von Mindestarbeitsbedingungen haben wir die bedauci liehe Tatsache 
zu verzeichnen, daß neben anderen sozial schwachen Volks- 
schichten auch tausende von Heimarbeiterinnen und Hausgewerbe- 
treibenden jeder Willkür preisgegeben sind und zu Hungerlöhnen 
arbeiten müssen. 

Wir fragen die Bundesregierung, 

1. wann sie beabsichtigt, das Heimarbeitsgesetz dem Bundestag vor- 
zulegen ; 

2. welche Gründe dafür maßgebend sind, daß diese Vorlage so 
lange hinausgezögert "wird. 


Bonn, den 8. September 1950 


Ollenhauer und Fraktion 
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